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Abdruck 


Der Präsident des Bundesrates 


An den Herrn Bonn, den 18. Juni 1993 

Bundeskanzler 


Betr.: Gesetz zur Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetzes 

— Drucksachen 12/4518, 12/5011 — 

Der Bundesrat hat in seiner 658. Sitzung am 18. Juni 1993 
beschlossen, dem vom Deutschen Bundestag am 27. Mai 1993 
verabschiedeten Gesetz gemäß Artikel 104 a Abs. 3 des Grund- 
gesetzes nicht zuzustimmen. 


Oskar Lafontaine 


An die Frau Präsidentin Bonn, den 18. Juni 1993 

des Deutschen Bundestages 


Vorstehender Abdruck wird auf Ihr Schreiben vom 28. Mai 1993 mit 
der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Oskar Lafontaine 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Begründung 


Eine Umschichtung von GVFG-Mitteln in die neuen 
Länder ist nicht veranlaßt, nachdem sich die alten 
Länder bereit erklärt haben, sich im Jahr 1993 mit rd. 
2,1 Mrd. DM und im Jahr 1994 mit rd. 5,3 Mrd. DM an 
der Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit" zu 
beteiligen. Mit der Aufstockung des Fonds „Deutsche 
Einheit" von zusammen 14,4 Mrd. DM in den Jahren 
1993 und 1994 ist eine angemessene Finanzausstat- 
tung der neuen Länder sicherges teilt. Der Bundesrat 
erinnert an seine Beschlüsse vom 26. März 1993 
(BR-Drucksache 120/93 — Beschluß) und vom 28. Mai 
1993 (BR-Drucksache 351/93 — Beschluß) betreffend 
die im Bundeshaushaltsplan 1993 angebrachten 
Haushaltssperren für einen Teil der Bundesmittel 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. Er 
erwartet, daß die nach dem Gemeindeverkehrsfinan- 
zierungsgesetz den alten Ländern zustehenden 
Anteile ungeschmälert zur Verfügung gestellt und die 
angebrachten Haushaltssperren unverzüglich aufge- 
hoben werden. 

Die Umschichtung von GVFG-Mitteln auf die neuen 
Bundesländer in Höhe von 1 Mrd. DM hat erhebliche 
Konsequenzen sowohl für die alten als auch für die 
neuen Länder. Auf der Grundlage der Anfang 1992 
gesetzlich festgeschriebenen Mittelverteilung haben 
die Länder ihre GVFG-Programme aufgestellt. Sie 
haben Entscheidungen über entsprechende Zuwen- 
dungen zu förderfähigen Maßnahmen getroffen und 
Zuwendungsbescheide mit Bindungswirkung für die 
nächsten Jahre erteilt. Bei Fortbestand der Haushalts- 
sperre müssen bewilligte Maßnahmen in der Abfinan- 
zierung gestreckt werden; für neue Maßnahmen 
besteht kein Verfügungsrahmen mehr. Das gilt nicht 


nur für die Länderprogramme, sondern auch für das 
vom Bundesminister für Verkehr durchzuführende 
GVFG-Großmaßnahmenprogramm, das ohnehin we- 
gen der Dringlichkeit der Maßnahmen und der gerin- 
gen zur Verfügung stehenden Mittel aus dem Verfü- 
gungsrahmen einzelner Länder aufgestockt werden 
mußte. 

Der Bundesrat erinnert im übrigen daran, daß die 
Festschreibung der GVFG-Mittel in Höhe von 
6,28 Mrd. DM Ergebnis eines langwierigen Vermitt- 
lungsverfahrens im Zuge der Beratungen des Steuer- 
änderungsgesetzes 1992 gewesen ist — BR-Drucksa- 
che 100/92 (Beschluß) — vom 14. Februar 1992. Das 
Gesetz in seiner vorliegenden Fassung stellt eine 
einseitige Aufkündigung dieses Kompromisses dar. 
Der Bundesrat hält ein solches Verfahren unter dem 
Aspekt des kooperativen Föderalismus für völlig 
unakzeptabel. 

Schließlich weist der Bundesrat darauf hin, daß die bei 
bewilligten Maßnahmen entstehenden Finanzie- 
rungslücken nicht aus den laufenden Länderhaushal- 
ten geschlossen werden können, da die Länder auf die 
Bereitstellung der GVFG-Mittel vertraut haben und in 
ihren Haushalten keine entsprechende Vorsorge tref- 
fen konnten? sie wären hierzu angesichts der auf sie 
zukommenden zusätzlichen Belastungen aus dem 
FKP-Gesetz auch nicht in der Lage. Der Bundesrat 
verweist insoweit auf seinen Beschluß zu den im 
Bundeshaushaltsplan 1993 ausgebrachten Haushalts- 
sperren für einen Teil der Bundesmittel nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz — BR-Druck- 
sache 120/93 (Beschluß) — vom 26. März 1993. 
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